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dringlicher Antrag Nr. 1 

 
der AUGE/UG –Alternative, Unabhängige und Grüne Gewerkschafter:innen Wien 

an die 185. Vollversammlung der Kammer für Arbeiter und Angestellte für Wien 

am 28. Mai 2026 

 

Kürzungen der Universitätsbudgets sind in Krisenzeiten immer 

die schlechteste Wahl 

 

Für die aktuelle Leistungsvereinbarungsperiode 2025 bis 2027 wurde den Universitäten 
ein Budget von 16,5 Milliarden Euro zur Verfügung gestellt, das es ihnen ermöglichte, EU-
weit, aber auch international ihre Spitzenpositionen auszubauen und zu erhalten. 

So konnte beispielsweise die Universität Wien dank dieser zukunftsträchtigen Investitionen 
einen langfristig angelegten Aufwärtstrend fortsetzen und im Times Higher Education 
(THE)-Ranking für das Jahr 2026 Platz 95 erreichen. Sie ist damit erstmals als 
österreichische Universität unter den Top 100 platziert und gehört somit zu den besten vier 
Prozent aller gerankten Universitäten weltweit. 

Allein um den Status quo der 22 öffentlichen österreichischen Universitäten beizubehalten, 
ist für die kommende Periode von 2028 bis 2030 ein Finanzierungsbedarf von rund 18 
Milliarden Euro erforderlich. Von der Bundesregierung wurde jedoch in Aussicht gestellt, 
das Budget in der nächsten Periode um eine Milliarde Euro auf 15,5 Milliarden Euro zu 
kürzen. Sollte dies tatsächlich umgesetzt werden, bedeutete dies einen massiven 
Rückschritt bei der Ausbildung dringend benötigter Fachkräfte sowie eine folgenschwere 
Schwächung des Forschungs-, Technologie- und Wirtschaftsstandorts Österreich. 

Universitäten zählen – wie mehrfach durch Studien belegt wurde – zu den wichtigsten 
wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Pfeilern Österreichs. 

So profitierte Wien laut der Studie „Wien und seine Hochschulen. Regionale 
Wertschöpfungseffekte der Wiener Hochschulen“ der Österreichische Akademie der 
Wissenschaften (2013) allein durch die rund 186.000 Studierenden und deren 
Konsumausgaben von etwa 1,76 Milliarden Euro. Durch die rund 31.400 
Universitätsmitarbeiter/innen kamen weitere knapp 300 Millionen Euro hinzu; Bau-, Sach- 
und Investitionsausgaben der Hochschulen an Wiener Unternehmen beliefen sich auf rund 
240 Millionen Euro. Zusätzlich entstanden indirekt rund 13.000 Arbeitsplätze, etwa in 
Tourismus, Handel und Gastronomie, verbunden mit Einkommenseffekten von knapp 400 
Millionen Euro. Zugleich zählten die Universitäten in Wien zu den größten Arbeitgebern 
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der Stadt: Die Universität Wien beschäftigte rund 9.500 Personen und lag damit vor dem 
größten privatwirtschaftlichen Arbeitgeber, UniCredit Bank Austria (7.200). 
Die Medizinische Universität Wien lag mit 5.400 Beschäftigten nur knapp 
hinter Siemens (6.000) und noch vor BILLA (4.500). Diese regionalökonomischen Effekte 
unterstreichen die hohe unmittelbare Wertschöpfung der Wiener Hochschulen neben 
ihrem Wissensoutput. 

Eine Studie des Österreichisches Institut für Wirtschaftsforschung (WIFO) mit dem Titel 
„Effekte von Universitäten auf Wirtschaft und Gesellschaft“ (2022) zeigt ebenso klar: 
Kürzungen sind nicht nur prozyklisch und beschäftigungsschädlich, sondern auch 
fiskalisch unvernünftig. 

• Arbeitsmarkt und Staatsfinanzen: Hochschulabsolvent/innen haben eine 
Erwerbstätigenquote von 86 Prozent (2021) – 14 Prozentpunkte über dem Durchschnitt. 
Die Arbeitslosenquote lag bei 4,3 Prozent gegenüber 6,2 Prozent insgesamt. Höhere 
Einkommen und geringere Arbeitslosigkeit führen zu finanziellen Nettoerträgen für den 
Staat; die Ertragsrate öffentlicher Investitionen in Hochschulbildung betrug 2018 zwischen 
fünf und 7,3 Prozent – ein Vielfaches sicherer Bundesanleihen (2021: 0,3 Prozent). 
Kürzungen würden diese Erträge direkt gefährden. 

• Innovation und Standort: Österreich liegt EU-weit unter den Top 3 bei 
Unternehmenskooperationen mit Hochschulen (49 Prozent der Großunternehmen, 27 
Prozent der KMU). 81 Prozent der kooperierenden Unternehmen führen Marktneuheiten 
mit hohem Neuigkeitsgrad ein. Universitäre Patente sind technologisch breiter und 
bedeutsamer als Unternehmenspatente (um drei bis 68 Prozent). Branchen mit hohem 
Akademiker/innen-Anteil steigerten ihren Wertschöpfungsanteil zwischen 2008 und 2019 
um 4,2 Prozentpunkte. Universitäten sind ein zentraler Faktor für Forschungs- und 
Entwicklungsstandortentscheidungen internationaler Konzerne. Budgetkürzungen 
schwächen damit direkt Innovationskraft, Betriebsansiedlungen und die Transformation hin 
zu wissensintensiver Beschäftigung. 

• Konjunktur- und Nachfrageeffekte: Mit Universitätsumsätzen von 4,5 Milliarden Euro 
(2020; 78 Prozent Bundesmittel) sind sieben Milliarden Euro Wertschöpfung sowie 3,5 
Milliarden Euro an Steuern und Abgaben verbunden – kurzfristig bis mittelfristig wirksam. 
Direkt werden fast 40.000 Vollzeitäquivalente an Universitäten sowie zusätzlich 37.000 
Vollzeitäquivalente indirekt bzw. induziert gesichert. Ausländische Studierende generieren 
weitere 1,4 Milliarden Euro Wertschöpfung, 13.400 Vollzeitäquivalente und 420 Millionen 
Euro an Abgaben. Kürzungen würden diese Nachfrage- und Beschäftigungseffekte 
dämpfen. 

• Produktivität und Wachstum: Universitäre Forschung und Lehre tragen rund zehn 
Prozent zum jährlichen realen BIP-Wachstum bei. Regional erhöht ein Plus von 0,1 
Prozentpunkten beim Anteil universitärer Beschäftigung die Arbeitsproduktivität langfristig 
um 0,6 bis 0,9 Prozent. Öffentliche Investitionen in Universitäten amortisieren sich bereits 
nach drei bis fünf Jahren – danach steigen die Nettoerträge weiter. Kürzungen wären 
somit eine doppelte Wachstumsbremse. 

• Gesellschaftliche Effekte: Universitäten liefern Lösungen für gesellschaftliche 
Herausforderungen (z. B. rund 80 Umwelttechnologie-Patente seit 2004), stärken 
Gesundheitskompetenz, Weiterbildung, Wissenschaftskommunikation und soziale 
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Inklusion. Sie prägen die kulturelle Identität und das internationale Ansehen Österreichs. 
Krisen erfordern mehr, nicht weniger gesellschaftsorientierte Forschung und Lehre. 

Fazit: Kürzungen bei Universitäten sind in Krisenzeiten die schlechteste Wahl – sie 
vernichten Beschäftigung, mindern Steuereinnahmen, schwächen Innovation und 
verschärfen den Fachkräftemangel. Jeder eingesparte Euro verursacht ein Vielfaches an 
Kosten: kurzfristig bei Konjunktur und Arbeitsplätzen, mittelfristig bei Produktivität und 
langfristig bei Standortattraktivität, gesellschaftlichem Zusammenhalt und der Festigung 
der Demokratie. Universitäten „rechnen sich von selbst“ – in jeder Hinsicht. 

Die 185. Vollversammlung der Arbeiterkammer Wien möge daher beschließen, die 
Bundesregierung und das Parlament aufzufordern, 

• die Grundfinanzierung der Universitäten inflations- und lohnsummenbereinigt zu sichern 
und mittelfristig auszubauen, 

• einen längerfristigen Investitions- und Stabilitätsrahmen für Hochschulen gesetzlich zu 
verankern, der Investitionen vergangener Leistungsperioden schützt, in Krisenzeiten 
automatisch stabilisierend wirkt und insbesondere Kürzungen in Rezessionen ausschließt, 

• geplante oder laufende Kürzungen unverzüglich zurückzunehmen und stattdessen 
gezielt in Forschung, Lehre, Digitalisierung und Infrastruktur zu investieren. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 

Angenommen  Zuweisung  Ablehnung  Einstimmig  Mehrheitlich  

 


